
Aargau Mittwoch, 5. Mai 2021

Projekt «Oase» ist
im Raum Brugg
einen Schritt weiter
Mit einemGesamtverkehrskonzept will die Regierung den künftigen Verkehr im
Ostaargau in denGriff bekommen. In Baden/Wettingen ist noch sehr vieles offen,
doch für denRaumBrugg beschloss derGrosse Rat Festsetzung imRichtplan.

Mathias Küng

Der Ostaargau ist attraktiv. Die Kan-
tonsregierungerwartet deswegen,dass
dies auch indenkommenden Jahren zu
einemstarkenWachstumführt.Bis zum
Jahr2040werdenhier 30Prozentmehr
Menschen leben und es werde 20 Pro-
zent mehr Arbeitsplätze geben, so die
Prognose. Das Wachstum stellt denn
auchhoheAnforderungenandieMobi-
lität vonmorgen.Dasvon ihr erarbeite-

te Gesamtverkehrskonzept (Oase)
schaffe die Voraussetzungen, «dass
auch2040guteMobilitätsangebote für
die Menschen in den Räumen Baden-
Wettingen, Brugg-Windisch und unte-
res Aaretal verfügbar sind», argumen-
tiert die Regierung.

Nach einer öffentlichen Anhörung
über ihre auf dem Tisch liegenden Lö-
sungsvorschläge (vgl. Box) sei die Re-
gierung zum Schluss gekommen, dass
die Richtplan-Festsetzungen für die

Zentrumsentlastung Brugg/Windisch
inklusive Massnahmen der Weiterent-
wicklung beziehungsweise Optimie-
rung des benachbarten Kantonsstras-
sennetzes sowiederWeiterentwicklung
des kantonalen Radroutennetzes im
RaumBrugg-Windischnötig seien.Ges-
tern imGrossenRat ging es darum, die
Festsetzung zu beschliessen. ImRaum
Baden-Wettingen istmannochnicht so-
weit,weil dort verschiedeneVorschläge
(Umnutzung Hochbrücke, Bau einer
neuen Limmatbrücke, Weiterführung
Limmattalbahn,Situation imSiggenthal
usw.) noch sehr kontrovers diskutiert
werden, und man noch nicht zu einer
Festsetzung schreiten kann.

ImGrossenRat ginges jetzt darum,
ob er die Festsetzung für den Raum
Brugg unterstützt oder nicht. Dabei
zeigte sich, dass sich vorabSPundGrü-
ne vehement dagegen wehren. Insbe-
sondere SVP, FDPundDieMitte signa-
lisierten jedochdeutlich, diesmitzutra-
gen. Nachfolgend bringen wir
stellvertretend fürdieweit auseinander
driftendenLagerdieHaltungvonChris-
tian Keller (Grüne, klar dagegen) und
vonTitusMeier (FDP, klar dafür).

Grüne:Konzeptgänzlich
ausderZeit gefallen
ChristianKeller lehntenamensdergrü-
nen Fraktion die Vorlage ab. Mit der
Ausbaustrategie des Regierungsrats
liessen sichdieVerkehrsproblemenicht
lösen.Offenbar habedieser denmassi-
venProtest imRaumSiggenthal gehört,
jetzt spalte er aber das Konzept auf, so

Keller: «Es ist unverständlich, dass die
Regierung unterschiedliche Tempi an-
schlagenwill.»Keller verweist auf eine
mit über 2000 Unterschriften einge-
reichte Petition, die sich gegen einen
Schwerverkehrskorridor durch die Re-
gionwehrt: «DasKonzept scheint gänz-
lichausderZeit gefallen zu sein», kriti-
siert Keller weiter.

TitusMeier:ÖV-Fahrplan ist in
BruggzuStosszeiteneineLotterie
GanzandereAkzente setzteTitusMeier
(FDP). Er verwies auf Städte, die vom
Durchgangsverkehrbefreit sind,«nicht
soBruggundWindisch».Mehrfacham
Tag gebe es kein Durchkommen, weil
alles stehe.Das sei aucheinProblemfür
die Feuerwehr, wenn sie ausrücken
muss.DerÖV-Fahrplan sei zuStosszei-
ten eine Lotterie. Der Durchgangsver-

kehr sei inBrugggarhöher als inBaden.
Man wolle keinen neuen Schwerver-
kehrskorridor: «Aber wir wollen eine
Lösung, dass der Schwerverkehr nicht
mehrunserZentrumverstopft.»Heute
gehe es um einen Richtplaneintrag,
nochnichtumeinenProjektierungskre-
dit, so Meier. Selbstverständlich seien
offeneFragenzuklären,wasgenauman
wo genau undwie realisierenwolle.

StephanAttiger:Noch
weitwegvoneinemProjekt
Schliesslich verteidigte Landammann
undBaudirektor StephanAttiger spricht
die Vorlage. Die ihr zugrunde liegende
Mobilitätsstrategie sei ja vom Grossen
Rat gutgeheissen worden. Jetzt geht es
umeineMasterplanung fürdenOstaar-
gau, um ein Gesamtverkehrskonzept,
soAttigerweiter: «Wirwollenbeispiels-

Mit Maske und Abstand: Der Grosse Rat tagte gestern erneut in der Umweltarena in Spreitenbach im Pandemie-Modus. Bild: Britta Gut

Parlamentstimmtdem
Covid-Zusatzkrediteinstimmigzu
Finanzhilfen Die Covid-19-Pandemie
trifft viele Betriebe im Aargau hart.
Einst gesundeUnternehmengeraten in
finanzielle Schwierigkeiten,weil siebe-
hördlich geschlossen wurden und bei-
spielsweise Fixkosten wie die Miete
weiter bezahlenmüssen. Um die wirt-
schaftlichen Folgen der Coronakrise
abzufedern, hat der Regierungsrat das
kantonaleHilfspaketAnfangMärz von
125Millionen Franken auf 450Millio-
nenFrankenaufgestocktundbeschlos-
sen, auchZulieferer vongeschlossenen
Betrieben sowie Unternehmen mit
grossenUmsatzeinbussenzusätzlich zu
unterstützen (die AZ berichtete).

Am Dienstag war der Zusatzkredit
Thema imGrossenRat. Regierungsrat
Dieter Egli sprach von einer «histori-
schenSituation».Deshalb stellederRe-
gierungsrat auch einen Kreditantrag
«inhistorischerHöhe».Diebeidenvor-
beratendenKommissionenAufgaben-
planungundFinanzensowieVolkswirt-
schaft undAbgabenhattendenZusatz-

kredit bereits vorzeitig freigegeben.
Stefan Huwyler (FDP) führte namens
derFinanzkommissiondennauchaus,
die Erhöhung des Kredits sei in der
Kommissionunbestrittengewesenund
einstimmiggutgeheissenworden.Ges-
tern stimmte nun auch das Parlament
derErhöhung zu –mit 133 Ja- undohne
Gegenstimmen.

Finanzhilfensollennichtdem
Strukturerhaltdienen
WährendderEintretensdebattebeton-
tenmehrereFraktionen, es seiwichtig,
dass mit den Finanzhilfen kein Struk-
turerhalt betriebenwerde, sondernge-
sundeUnternehmen erhaltenwerden.

Die SVP-Fraktion hielt fest, das
Wichtigstewäreeigentlich,dassdiebe-
troffenen Firmen so schnell wie mög-
lich wieder arbeiten dürften. Auf die
geltendenEinschränkungenkönneder
Grosse Rat aber nur bedingt Einfluss
nehmen. «Umso mehr ist es unsere
Pflicht, denbetroffenenUnternehmen

zu helfen», sagteMarkus Lüthy für die
SVP.

RalfBucherhielt fürdieMitte-Frak-
tion fest, dasRisikovonKonkursenund
steigender Arbeitslosigkeit müsse so
weit als möglich minimiert werden.
Deshalb sei eswichtig, dassderKanton
diefinanzielleHilfe schnell undpraxis-
nah umsetze. Das investierte Geld sei
nicht verloren, sondernbleibe imWirt-
schaftskreislauf und sei entsprechend
gut investiert.

Die SP-Fraktion lobte denUmsatz-
vorschlag als «pragmatisch und gut
ausgearbeitet».DieGLP-Fraktionver-
langte von der Regierung eine neue
StandortbestimmungAnfang Juni.Re-
gierungsrat Dieter Egli versprach, die
Regierung werde weiterhin Standort-
bestimmungen vornehmen undMass-
nahmen prüfen. Es gehe nun aber dar-
um,einSignal zu setzen.«Wirmöchten
den Aargauer Unternehmen in dieser
schwierigen Zeit eine Perspektive bie-
ten können», sagte Egli. (nla)

WährendderDebatteumdieHelis
gingGrossratRotzetter indieLuft
Luftrettung Andre Rotzetter (DieMit-
te) sprach von «Lobbying», Gesund-
heitsdirektor Jean-PierreGallati batdie
Grossrätinnen und Grossräte, «dieses
schwammige Postulat nicht zu über-
weisen». Therese Dietiker (EVP) wie-
derum versuchte, Rotzetter, der «im
wahrsten Sinne desWortes in die Luft
gegangenwar»,wieder auf denBoden
zuholen.Anlass fürdieemotionaleDis-
kussion in der Umweltarena war ein
überparteiliches Postulat, das die Re-
gierung dazu aufforderte, «Leistungs-
vereinbarungenmit qualifiziertenLuft-
rettungsunternehmensowieeineüber-
kantonale Koordination der Einsätze
anzustreben».DerRegierungsrat lehn-
tedasPostulat abmit derBegründung,
dassdieKoordinationzwischenderbo-
dengebundenenRettungundderLuft-
rettung aktuell sowiesodiskutiertwer-
de. Ausserdem funktioniere das inner-
kantonale Aufbieten des geeigneten
Rettungsmittels überdie kantonale Sa-
nitätsnotrufzentrale 144 gut.

Grossrat Rotzetter sah dies genau
gleichundkonnte keinVerständnis für

die Forderung aufbringen. Im Gegen-
teil: «Die vielen Vorstösse in den letz-
ten Jahren zumThemaLuftrettungha-
bennichtsmit tatsächlichvorhandenen
Problemen zu tun, sondern nur mit
Lobbying», sagte er.AuchRegierungs-
rat Jean-Pierre Gallati versicherte, es
gebe bei der Luftrettung keinen Wild-
wuchsunddieKoordination sei klar ge-
regelt.

ThereseDietiker, JürgKnuchel (SP)
undHans-Peter Budmiger (GLP) spra-
chen sich für eine Überweisung des
Postulats aus. Die GLP beispielsweise
fand, es müsse geprüft werden, ob die
Luftrettung imAargau nicht nach dem
Prinzip «Angebot schafft Nachfrage»
funktioniere.AuchDietiker ist derMei-
nung, dass es «klare Leistungsverträ-
ge» brauche, weil die Zahl der Luftret-
tungen im Aargau stark zugenommen
habe (die AZ berichtete).

DieArgumentederPostulantinnen
undPostulanten vermochtendieRats-
mehrheitnicht zuüberzeugen.DasPos-
tulatwurdemit 85 zu47Stimmennicht
überwiesen. (nla)

ChristianKeller,Obersiggenthal
SprecherGrüne

«DasKonzept scheint
gänzlichausderZeit ge-
fallen.Undes ist unver-
ständlich,dassdieRegie-
rungunterschiedliche
Tempianschlagenwill.»

TitusMeier, Brugg
Einzelvotant FDP

«Schwerverkehr soll nicht
mehrunserZentrumver-
stopfen.Heutegeht’s aber
erstumdenRichtplanein-
trag,nochnichtumeinen
Projektierungskredit.»
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Der Ostaargau ist attraktiv. Die Kan-
tonsregierungerwartet deswegen,dass
dies auch indenkommenden Jahren zu
einemstarkenWachstumführt.Bis zum
Jahr2040werdenhier 30Prozentmehr
Menschen leben und es werde 20 Pro-
zent mehr Arbeitsplätze geben, so die
Prognose. Das Wachstum stellt denn
auchhoheAnforderungenandieMobi-
lität vonmorgen.Dasvon ihr erarbeite-

weiseVeloroutenzurVerfügungstellen,
die es bisher nicht gibt. Das ist ein
Quantensprung.»DerÖVmüsse prio-
risiertwerden,dasbrauchePlatz inden
Zentren. Zur Entlastung müsse man
motorisierten Individualverkehr aus
den Zentren nehmen und diesem eine
Alternative bieten.

Die Regierung sei überzeugt, im
Raum Brugg eine gute Lösung gefun-
denzuhaben.HierkönnemandieFest-
setzung beschliessen, meinte Attiger
weiter. Natürlich müsse dies abge-
stimmt sein. Undmit Blick auf Ängste
vieler, es könnten schon bald die Bag-
ger auffahren, betonte er: «Wir sind
noch weit weg von einem Projekt, wir
werden imGrossenRatnochmehrfach
darüber sprechen.» Der Rat hiess
schliesslich die Anträge der Regierung
mit einer knappen⅔-Mehrheit gut.

Mit Maske und Abstand: Der Grosse Rat tagte gestern erneut in der Umweltarena in Spreitenbach im Pandemie-Modus. Bild: Britta Gut

Darum geht es

Der Regierungsrat hat ein Regionales
Gesamtverkehrskonzept Ostaargau
(bekannt als Oase) ausgearbeitet. Für
denRaumBrugg ging es gestern umdie
Richtplan-Festsetzung für die geplante
Veloinfrastruktur sowie die Zentrums-
entlastung Brugg/Windisch. Für den
Durchgangsverkehr ist ein Tunnel unter
der Aare undAnschluss an die Südwest-
umfahrungBrugg/Windisch geplant. Ein
Projektierungskredit kommt aber erst
etwa 2023/24. ImRaumBaden/Wettin-
gen und imSiggenthal sind noch inten-
sive Gespräche nötig über Vorschläge
wie eineUmnutzung der BadenerHoch-
brücke, eine zusätzliche Limmatbrücke
und anderes mehr. (mku)

Ratsnachrichten
KeinGesamtarbeitsvertrag für
dasGesundheitspersonal

Gesundheitswesen Der Grosse Rat
will keinen Gesamtarbeitsvertrag
(GAV) für das Gesundheitswesen im
KantonAargaueinführen.DieSP-Frak-
tion hatte die Regierung in einemPos-
tulat aufgefordert, «alle Massnahmen
zuergreifen»,umdieArbeitsbedingun-
gen im Gesundheitswesen mit einem
GAVzuverbessern.Weil dasPflegeper-
sonal in Nachbarkantonen besser ver-
diene, verliere der Aargau Gesund-
heitspersonal, argumentierte Silvia
Dell’Aquila. Die Mehrheit im Grossen
Rat war aber der Meinung, dass ein
GAV keine Verbesserung für das Pfle-
gepersonal bringen würde. Das Postu-
lat wurde mit 81:52 Stimmen nicht
überwiesen. (zaz)

SPscheitertmit der Forderung
nachmehrArbeitsinspektoren

Covid-Kontrollen SP und CVP forder-
ten denRegierungsrat in einemPostu-
lat auf, die personelle Dotierung des
Arbeitsinspektorats zuüberprüfenund
gegebenenfalls anzupassen.DerRegie-
rungsrat anerkannte zwar,dassdieRes-
sourcenpandemiebedingt knappseien,
von einer Unterdotierung könne aber
nicht gesprochen werden. Der Grosse
Rat lehnte das Postulat mit 87 zu 40
Stimmen ab. (zaz)

MehrKlarheit bei der
LohnentwicklungvonLehrern

Kantonspersonal Ein Postulat von
EVP, SVPundEVP fordertemehrKlar-
heit bei derLohnentwicklungvonkan-
tonalem Personal und Lehrpersonen.
Die unterschiedlichen Lohnsysteme
beiLehrpersonenundkantonalemPer-
sonal könnten beim aktuell geltenden
Lohnbeschluss ab 2023 zu grösseren
Ungleichbehandlungen zwischen den
beidenGruppen führen.DieBeschlüs-
se über die Lohnveränderung sollen
dem Grossen Rat also ab 2023 ange-
passt vorgelegt werden. Das Postulat
wurde von den Ratsmitgliedern still-
schweigend überwiesen. (zaz)

Die«schwarzeListe»säumiger
Prämienzahlerwirdhalbiert
Motion EineMotionvonFDP,SVPund
DieMittewolltedieListeder säumigen
Versicherten («schwarze Liste») opti-
mieren.DerRegierungsratwurde«auf-
gefordert, das Gesetz so zu ändern,
dassbei offensichtlich zahlungsunfähi-
gen Personen, die einen odermehrere
Verlustscheineerhaltenhaben,derLis-
teneintrag auf der Liste der säumigen
Prämienzahler entfällt». Die Erwar-
tung ist, dass sich die Anzahl Namen
damit von rund 11000 auf noch etwa
5500 etwa halbierenwürde.

JürgKnuchel (SP)wehrte sichvehe-
ment gegen diese Forderung. Es gebe
nur noch vier Kantone mit einer
schwarzenListe –darunterderAargau.
«Ein grundsätzlich schlechtes Instru-
mentkannundsoll nichtoptimiertwer-
den», sagte er und bat umAblehnung.
DieListe sei unwürdig und spare keine
Kosten,bekräftigteLeliaHunziker (SP).
Sie sei ein Pranger der Armen. Wenn
manhier verbessernwolle, sei das ver-
schlimmbessern.

Für die Motionäre widersprach
AndreRotzetter: Es gehehier nicht da-

rum, die schwarze Liste abzuschaffen.
Und sollte «Bern» beschliessen,
schwarzeListen zuverbieten,müssees
aucheineLösungvorschlagen,wieman
mit Leuten umgeht, die ihre Prämien
nicht bezahlenwollen.DieMotionhin-
gegenwolle klar regeln,wiedas Instru-
ment verbessert werden kann. «Wer
nichts dafür kann, dass er auf der Liste
steht,mussvon ihrgestrichenwerden»,
sagte Rotzetter.

Unterstützung dafür gab es etwa
auch von der EVP. Siewürde diese Lis-
te zwar gern sofort abschaffen, aber
wenndieMotionhelfe, dassMenschen,
die nicht auf die Liste gehören, davon
wegkommen, sei dies ein Schritt in die
richtige Richtung.

Gesundheitsdirektor Jean-Pierre
Gallati bat auchdarum,die vorgeschla-
geneOptimierungder schwarzenListe
zu ermöglichen. Eine Ablehnung wür-
de zu einer Verstetigung desMissstan-
des (zu viele Leute auf der Liste) füh-
ren.DerRat folgteGallati undüberwies
die Motion mit 103:28 Stimmen. (nla/
mku) KommentarMeinungsseite

Aktivisten sagen
Coronademos ab –
einige geben nicht auf
Organisatorenwollen keineVerantwortung
übernehmen,wenn trotzdemLeute kommen.

Protest NachderAblehnungihre
Gesuche für eineKundgebung in
AarauundWettingenundderZu-
rückweisung ihrer Beschwerden
sieht sich das «Aktionsbündnis
Aarau-Zürich» gezwungen, die
«Kundgebungfüreinevernünfti-
ge Coronapolitik» abzusagen.
Gleichzeitig kritisieren dieOrga-
nisatoren in ihrer Medienmittei-
lungnochmalsdenEntscheidder
Behörden, die Demonstrationen
nicht zubewilligen.

DieBehördenbewilligtendie
Demonstrationen in erster Linie
nicht,weildiemeistenAktivisten
dieMaskenpflichtnichteinhalten
würden, wie sich an früheren
Kundgebungengezeigthat.

Es handle sich umeine «ge-
zielte Verhinderung von politi-
schenTätigkeiten» imHinblick
auf eineAbstimmung.DieAkti-
visten lehnen die Coronamass-
nahmen und das Covid-Gesetz
ab, über das die Stimmberech-
tigten im Juni befinden.

DasAktionsbündniskündigt
an, das Verbot der Demonstra-
tion in Wettingen vor Verwal-
tungsgericht, wenn nötig auch
vor Bundesgericht anzufechten.
Das kommt zwar für die geplan-
teDemovomnächstenSamstag
zu spät.AberdieAktivisten stre-
ben einen Grundsatzentscheid

zu den Fragen des Demonstra-
tionsrechts«inNotrechtszeiten»
sowiedenUmfangvonPflichten
derVeranstalter an.

AarausStadtpräsident
rechnetmitDemonstration
DieoffizielleAbsagedernichtbe-
willigten Kundgebungen in
Aarau undWettingen garantiert
aber noch nicht, dass es am
Samstag nicht trotzdem zu ille-
galenDemonstrationenkommt.
DaswissenauchdieOrganisato-
ren. Präventiv distanzieren sie
sich in ihrer Mitteilung: Das
BündnishabewederVerantwor-
tungfürnochEinflussaufdieRe-
aktion von «mündigen Schwei-
zerBürgerinnenundBürgernauf
dasVerboteinerdirektdemokra-
tischen politischen Veranstal-
tung».

Prompt hat sich bereits eine
anonymeGruppemiteinemYou-
tube-Videogemeldet,dieaufruft
amSamstagnachAarauzukom-
men, um auf dem Telliring zu
protestieren.AuchAarausStadt-
präsident Hanspeter Hilfiker
rechnet damit, dass Personen
nach Aarau kommen. Die Kan-
tonspolizei sagt auf Anfrage, sie
wolle zur Einsatztaktik keine
Auskunft geben und überprüfe
die Lage laufend. (az)

Nachrichten
Drei Verletztebei
Frontalkollision

Rheinfelden Ein 25-jähriger
Autofahrer geriet gestern Vor-
mittag auf die Gegenfahrbahn
und verursachte eine Frontal-
kollision sowie einen Folgeun-
fall. Drei Personen mussten
verletzt ins Spital gebracht
werden. Die Staatsanwalt-
schaft eröffnete eine Straf-
untersuchung gegen den Un-
fallverursacher. Die Strecke in
Rheinfelden RichtungMagden
war für rund zwei Stunden ge-
sperrt. (az)

Videokameraüberführt
HandydiebamKSA

Aarau Beim Kantonsspital
Aarau (KSA) hat ein Jugendli-
cher einer Frau das Handy ent-
wendet. Der Sicherheitsdienst
desSpitals hatdies aufgrundder
Videoüberwachung gemerkt
und der Kantonspolizei gemel-
det. AnhandderBilder konnten
ein 15-jähriger Algerier gefasst
und eine Strafuntersuchung er-
öffnet werden. Von der älteren
geschädigten Dame fehlt aber
noch jedeSpur. SiehatdenDieb-
stahlmöglicherweisenochnicht
bemerkt. Die Frau trug eine
beige Windjacke, helle Hosen,
weisse Turnschuhe und eine
Umhängetasche. (az)

FrühmorgensmitAlkohol
gegenPfostengefahren

Oberentfelden Ein 35-jähriger
Eritreer hat alkoholisiert einen

Selbstunfall verursacht. Kurz
vor 6 Uhr morgens prallte er
auf der Köllikerstrasse gegen
einen Pfosten sowie ein Eisen-
stangenkonstrukt. EinAtemtest
ergab einen Wert von 0,7 Pro-
mille.EswurdeeineAnzeigeer-
öffnetundeinFahrverbot gegen
den Unfallfahrer ausgespro-
chen. (az)

Vandalenbeschädigten
Bushaltestelle

Densbüren Überdas vergange-
neWochenendewurdedieBus-
haltestelle in Densbüren, beim
AbzweigerAsp starkbeschädigt.
Es wurden sämtliche Scheiben
sowieeinAschenbechermalträ-
tiert. Die Kantonspolizei sucht
Augenzeugen. (az)

Ausweichmanöver
führte zuSelbstunfall

Windisch Eine 71-jährige Au-
tolenkerin musste am Montag
kurz vor 13 Uhr einem unbe-
kannten Fahrzeug ausweichen
und verursachte dabei einen
Selbstunfall. Der beteiligte
Autolenker fuhr, ohne sich um
den Schaden zu kümmern,
weiter. Verletzt wurde nie-
mand. AmAuto entstand gros-
ser Sachschaden. Der Unfall-
beteiligte wird nun gesucht.
Die Kantonspolizei Aargau bit-
tet Personen, welche Angaben
zum gesuchten Auto (einem
dunklen Kleinwagen) oder
zum Unfallhergang machen
können, sich zu melden. (az)
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